
Aktenzeichen: 3 AZR 988/S3
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 28. Juni 1994

- 3 AZR 988/93 -
I. Arbeitsgericht 

Celle Urteil vom 18. Mai 1993 
- 1 Ca 112/93 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 22. September 1993
Niedersachsen - 4 Sa 1145/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja 
Für das Bundesarchiv : Ja N
Entscheidungsstichwort:

Zeitaufstieg und Wehrdienst

Gesetz:
ArbPlSchG § 6; TVG § 1 Tarifverträge: Chemie; Bundesentgelt­
tarifvertrag für die chemische Industrie (BETV) § 9

Leitsätze;
1. § 6 Abs. 4 Satz 2 ArbPlSchG ist auf tarifliche Entgeltre­
gelungen, die einen Zeitaufstieg vorsehen, entsprechend anzu­
wenden. Der Arbeitnehmer erhält für die Zeit, um die sich we­
gen des Grundwehrdienstes der Zeitaufstieg verzögert, eine 
Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zu dem Tariflohn, der 
ihm nach einem Zeitaufstieg zustünde.
2. Die Entgeltstufen nach § 9 Abs. 2 BETV sind "Lohn- oder 
Vergütungsgruppen" im Sinne von § 6 Abs. 4 ArbPlSchG.
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3 AZR 988/93
4 Sa 1145/93 Niedersachsen Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
28. Juni 1994 Urteil
Bittner, In Sachen
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 28. Juni 1994 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Dr. Heither, die Richter Griebeling und Bepler sowie den eh­
renamtlichen Richter Furchtbar und die ehrenamtliche Richterin

-  2 -

Martschin für Recht erkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  2 -

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
22. September 1993 - 4 Sa 1145/93 - teilweise 
aufgehoben.

2. Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Celle vom 18. Mai 1993
- 1 Ca 112/93 - teilweise abgeändert.

3. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
631,09 DM brutto zu zahlen nebst 4 % Zinsen 
aus dem sich aus 326,05 DM brutto ergebenden 
Nettobetrag seit dem 26. Februar 1993 und aus 
weiteren 395,04 DM brutto seit dem 13. April 
1993.
Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

4. Im übrigen werden die Revision der Beklagten 
und die Berufung des Klägers zurückgewiesen.

5. Die Kosten des Rechtsstreits werden gegenein­
ander aufgehoben.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darum, wie sich die Zeit des vom Klä­
ger abgeleisteten Grundwehrdienstes auf dessen tariflichen Ent­
geltanspruch nach dem Bundesentgelttarifvertrag für die chemische 
Industrie vom 18. Juli 1987 in der Fassung vom 24. Juni 1992 
(BETV) auswirkt.

Der Kläger ist seit dem 1. Juni 1985 bei der Beklagten be­
schäftigt. Beide Parteien sind an die Tarifverträge der chemi­
schen Industrie gebunden. Der Kläger wurde bei der Beklagten zum 
Drucker ausgebildet und nach erfolgreicher Ausbildung am 1. Juni 
1988 in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit übernommen. Er 
wurde in die Entgeltgruppe E 6 des BETV eingestuft.

3
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Vom 1. Juli 1991 bis zum 30. Juni 1992 leistete der Kläger 
seinen Grundwehrdienst ab. Die Parteien streiten darum, nach wel­
cher Entgeltstufe der Entgeltgruppe E 6 des BETV der Kläger in 
der Zeit von August 1992 bis Februar 1993 zu entlohnen ist.

In § 9 BETV in der ab dem 1. August 1992 geltenden Fassung 
heißt es:

"Entgeltgarantieregelung
1. Für die Entgeltgruppen E 5 bis E 8 muß die 

Entgeltgestaltung in den Betrieben einschließ­lich etwaiger Leistungsvergütungen im Monats­
durchschnitt eine über das Tarifentgelt hin­ausgehende zusätzliche Bezahlung nach Maßgabe 
der Ziffer 2 sicherstellen (tarifliche 
Entgeltgarantie).
Tarifliche Zulagen und Zuschläge bleiben bei 
dieser Berechnung außer Betracht.

2. Die Entgeltgarantie beträgt je Monat: 
in der Entgeltgruppe 6
nach 2 Jahren Tätigkeit in dieser Gruppe 6 % 
des Tarifentgelts
nach 4 Jahren Tätigkeit in dieser Gruppe 11 % 
des Tarifentgelts
nach 6 Jahren Tätigkeit in dieser Gruppe 
16 % des Tarifentgelts

it

Im Streitzeitraum zahlte die Beklagte an den Kläger eine 
Entgeltgarantie nach der ersten Entgeltstufe der Entgeltgrup­
pe E 6 in Höhe von 6 % des Tarifentgelts. Der Kläger ist der Auf­
fassung, ihm stehe eine Entgeltgarantie nach der zweiten Entgelt­
stufe zu, weil sein Grundwehrdienst bei der geforderten Tätig­
keitszeit mitzuberücksichtigen sei.
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Mit Schreiben vom 2. März 1993 verlangte er zunächst erfolg­
los die Entgeltdifferenzen zur zweiten Entgeltstufe in Höhe von 
0,93 DM je Arbeitsstunde für die Zeit von August bis Dezember 
1992. Mit einem der Beklagten am 13. April 1993 zugestellten 
Schriftsatz erweiterte er seine Forderung auf die Differenz für 
die Monate Januar und Februar 1993.

Der Kläger hat den Standpunkt vertreten, seine Wehrdienst­
zeit sei im Sinne von § 9 BETV als Zeit der Tätigkeit in der Ent­
geltgruppe 6 mitzuberücksichtigen. Er habe die für die Eingrup­
pierung in die Entgeltgruppe E 6 erforderliche berufliche Ausbil­
dung. Nach dem Schutzgedanken des § 6 ArbPlSchG sei er für die 
Zeit seines Wehrdienstes so zu stellen, als wäre er tatsächlich 
beruflich tätig gewesen. Die Beklagte müsse deshalb über die ge­
zahlten Tarifentgelte hinaus den - rechnerisch unstreitigen - 
Differenzbetrag von 1.132,00 DM brutto an ihn zahlen.

Der Kläger hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 1.132,08 DM 
brutto zu zahlen nebst 4 % Zinsen auf den sich 
aus 827,04 DM brutto ergebenden Nettobetrag seit 
dem 26. Februar 1993 und aus weiteren 305,04 DM 
brutto seit dem 13. April 1993.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Auffassung vertreten, die Steigerungsvoraussetzung "Jahre in 
der Gruppe" sei durch den Bundesentgelttarifvertrag erstmals bun­
deseinheitlich eingeführt worden und in den meisten Tarifbezirken 
an die Stelle von Lebensalters- oder Berufsjahrestaffeln getre­
ten. Das System der "Jahre in der Gruppe" berücksichtige die in
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der jeweiligen Gruppe erworbene Routine als Maßstab für die Stei­
gerung des Tarifentgeltes und entspreche so auch dem bisherigen 
Tarifaufbau in Niedersach*«n. Im übrigen sei ein Großteil der 
Forderung nach § 17 des Manteltarifvertrages für die chemische 
Industrie verfallen, der eine dreimonatige Verfallfrist vorsieht.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung des Klägers hat das Landesarbeitsgericht dieses Urteil abge­
ändert und dem Klageantrag entsprochen. Mit der Revision strebt 
die Beklagte die Wiederher»tellung der klageabweisenden erstin­
stanzlichen Entscheidung an.

E n t s c h e j d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist nur teilweise begründet. Der 
Kläger hat zwar keinen Anepfruch auf das zusätzliche tarifliche 
Entgelt nach § 9 BETV. Er kann aber in entsprechender Anwendung 
von § 6 Abs. 4 ArbPlSchG «ine Zulage in Höhe des Unterschiedsbe­
trages verlangen. Ein TeiJJ&Btrag hiervon in Höhe von 500,99 DM 
brutto ist allerdings verfallen. Insoweit muß die klageabweisende 
Entscheidung erster Instan# wiederhergestellt werden.

I. Der Kläger kann nicht Verlangen, daß die Zeit seines Grund­
wehrdienstes als Jahr der Tätigkeit in der Entgeltgruppe 6 be­
rücksichtigt wird. Er hat deshalb keinen Anspruch darauf, vom 
1. August 1992 an nach der ^weiten Entgeltstufe der Entgeltgrup- 
pe 6 bezahlt zu werden.
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1. Ein Anspruch ergibt sich nicht unmittelbar aus dem Tarifver­
trag.

a) Obwohl § 9 BETV nur von einer Entgeltgarantie spricht, wird
mit den Entgeltstufen nicht nur eine Entgeltsicherung eingeführt. 
§ 9 BETV begründet einen Anspruch auf ein zusätzliches tarifli­
ches Entgelt. Bisher gezahlte übertarifliche Leistungen können 
zwar mit den Entgeltgarantieansprüchen verrechnet werden. Deshalb 
handelt es sich bei § 9 BETV aber nicht um eine Effektivklausel, 
mit der der übertarifliche Bereich tarifiert würde (vgl. 
MünchArbR/Löwisch, § 252 Rz 59, m.w.N.). Der Anspruch aus der 
Entgeltgarantieregelung besteht zusätzlich zum tariflichen Grund­
lohn unabhängig davon, ob der Arbeitgeber bisher übertarifliche 
Leistungen erbracht hat (Förster/Hausmann, WSI-Mitteilungen 1993, 
782, 785; Bundesarbeitgeberverband Chemie, Erläuterungen zum Bun­
desentgelttarifvertrag für die chemische Industrie vom 18. Juli 
1987, Erl. zu § 9 [S. 38]; IG Chemie, Papier, Keramik, Bundesent­
gelttarifvertrag mit Kommentar, § 9, Erl. zu Ziff. 1).

b) Der Kläger ist seit dem 1. Juni 1988 zutreffend in die Ent­
geltgruppe 6 des BETV eingruppiert. Hiervon sind die Parteien und 
die Vorinstanzen zu Recht ausgegangen. Der Kläger hatte zuvor die 
Ausbildung zum Drucker erfolgreich absolviert und arbeitet seit­
her in seinem erlernten Beruf für die Beklagte (vgl. § 8 E 6 
BETV).

c) Der Kläger erfüllt aber noch nicht die tariflichen Voraus­
setzungen für eine Entgeltgarantie nach der zweiten Entgeltstufe 
der Entgeltgruppe E 6. Es fehlt die tariflich vorausgesetzte Tä-
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tigkeit. Am 1. August 1992 hatte der Kläger noch nicht vier Jahre 
Tätigkeit in dieser Gruppe zurückgelegt - § 9 BETV verlangt eine 
tatsächliche berufliche Tätigkeit, nicht lediglich den Ablauf be­
stimmter Zeiten seit Berufs- oder Tätigkeitsbeginn. Der Kläger 
war am 1. August 1992 erst drei Jahre und zwei Monate als Drucker 
tätig. Während der Zeit seines Grundwehrdienstes setzte er mit 
dieser Tätigkeit aus. Sein Arbeitsverhältnis ruhte. Diese Zeit 
des Rühens ist nach dem eindeutigen Wortlaut des Tarifvertrages 
nicht zu berücksichtigen.

2. Ein tarifvertraglicher Anspruch ergibt sich auch nicht im 
Zusammenhang mit § 6 ArbPlSchG. Die Zeit des Grundwehrdienstes 
ist bei der Ermittlung der Entgelt stufen des § 9 BET’/' nicht zu 
berücksichtigen.

a) § 6 Abs. 1 ArbPlSchG verlangt nur., daß dem Arbeitnehmer aus 
seiner Abwesenheit, die durch den Wehrdienst veranlaßt war, in 
beruflicher und betriebliche; Hinsicht kein Nachteil entsteht,
wenn er seine Tätigkeit im Anschluß an den Grundwehrdienst wieder 
aufnimmt. Der Arbeitnehmer muß so behandelt werden, als hätte er 
den Grundwehrdienst nicht; abgeieistet. § 6 Abs. 1 ArbPlSchG ord­
net nicht an, daß eine Seit tatsächlicher Tätigkeit im Betrieb, 
wie sie § 9 BET'/ verlangt, als während des Grundwehrdienstes zu­
rückgelegt gilt.

b) Auch § 6 Abs. 2 ArbPlSchG führt nicht z\i einem für den Klä­
ger günstigeren Ergebnis. Diese Vorschrift, die das Benachteili­
gungsverbot des § 6 Abs. 1 konkretisiert, schreibt nur die An­
rechnung von Zeiten der Berufs- oder Betriebszugehörigkeit vor.
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Nur dort, wo Rechtsfolgen von der Berufs- oder Betrrebszugehörig- 
keit abhängen, muß der Arbeitgeber den Arbeitnehmer, dei seinen 
Grundwehrdienst abgeleistet hat, so behandeln, als hatte der Ar­
beitnehmer auch während dieser Zeit dem Beruf und dem Betrieb 
angehört. Verlangt die Anspruchsnorm mehr als die bloße Berufs­
oder Betriebszugehörigkeit, können die AnsptuchsvorausSetzungen 
auch mit Hilfe von § 6 Abs. 2 Satz 1 ArbPlSchG nicht erfüllt wer­
den.

So verhält es sich im vorliegenden Fall. S 9 Abs. 2 BETV 
fordert für den Aufstieg innerhalb der Entgeltstufen nicht nur 
bestimmte Zeiten der Berufs- oder Betriebszugehörigkeit. Erfor­
derlich ist weiter, daß der Arbeitnehmer in. den betreffenden 
Zeiträumen tatsächlich tätig war, und. zwar in de?: durch die Merk­
male der betreffenden Entgeltgruppe näher bestimmten qualifizier­
ten Art und Weise (ebenso für eine im. wesentlichen wortgleiche 
Tarifnorm. BAG Urteil vom 10. September 1980 - 4 AZR 719/78 - AP 
Nr. 125 zu § l tvg Auslegung; Urteil vom 1. Juni 1988 - 4 AZR 
30/88 - AP Nr. 7 zu § 1 TVG Tarifverträge: Seninrität).

Der Kläge?: beruft sich demgegenüber zu Unrecht auf das Ur­
teil des Vierten Senats vom 23. Mai 1984 (- 4 AZR 287/82 - AP 
Nr. 1 zu § 16 a ArbPlSchG). Diese Entscheidung betrifft einen ~a- 
rifvertrag des Tischierhandwerks, demzufolge die Lohnhöhe für 
Facharbeiter nach dem ersten, zweiten und dritten "Gesellenjahr” 
gestuft war. Hierzu hat der Vierte Senat entschieden, der Begreife 
Gesellenjahr x*.rsrd.e berufsbezogen verwendet. Mannels an de r T*7e i t i qo 
Anhaltspunkte im Tarifvertrag sei davon auszugehen, daß mit die­
sem Begrxj.i dze Zugehörigkeit zum. Beruf des Facharbeiters nach
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Ablegung der Gesellenprüfung gemeint sei. Dies ergebe auch einen 
vernünftigen Sinn. Länger andauernde Berufszugehörigkeit bringe 
im allgemeinen eine größere Erfahrung mit sich, die eine höhere 
Vergütung rechtfertige. Der Vierte Senat hat zugleich deutlich 
gemacht, daß er dann anders entschieden hätte, wenn sich aus dem 
Tarifvertrag irgendwelche Anhaltspunkte dafür ergeben hätten, daß 
die Eingruppierung nach Gesellenjahren eine qualifizierte Tätig­
keit in einer bestimmten Beschäftigungsgruppe voraussetzt. Damit 
hat der Vierte Senat lediglich klargestellt, daß die Berufszuge­
hörigkeit regelmäßig erst mit dem erfolgreichen Abschluß der Be­
ruf sausbildung beginnt. Wird die Folgezeit nicht näher als ledig­
lich mit einer bestimmten Zahl von Gesellenjahren definiert, han­
delt es sich bei ihr nur um eine Zeit der BerufsZugehörigkeit im 
Sinne von § 6 Abs. 2 ArbPlSchG.

Grundsätzlich anders ist es bei dem anspruchsbegründenden 
Merkmal der "Jahre der Tätigkeit in der Entgeltgruppe". Hiermit 
wird nicht allgemein eine bestimmte Berufsausbildung und eine 
daran anschließende Beschäftigungszeit gefordert. Für das Errei­
chen der nächsthöheren Entgeltstufe verlangt § 9 Abs. 2 BETV, daß 
die Beschäftigungszeit in der tariflich näher bestimmten Qualifi­
kationsstufe zurückgelegt wurde. § 6 Abs. 2 Satz 1 ArbPlSchG ist 
damit auf die Entgeltregelung des § 9 Abs. 2 BETV nicht anwend­
bar .

Auch im besonderen Fall des Klägers gilt nichts anderes. 
Zwar war für dessen konkrete Einstufung in die Entgeltgruppe 6 
nicht mehr erforderlich als die erfolgreich absolvierte Berufs­
ausbildung. Dies erlaubt jedoch keine ausnahmsweise Übertragung
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der Grundsätze des Urteils des Bundesarbeitsgerichts vom 23. Mai 
1984 (aaO) auch auf den Regelungsbereich des BETV. § 9 Abs. 2 
BETV verlangt für alle dort angesprochenen Arbeitnehmer bestimmte 
Zeiten der Tätigkeit in einer näher bestimmten Qualifikationsstu­
fe . Er knüpft damit nicht mittelbar allein an die Zeit der Be­
ruf szugehörigkeit an. Es kann zufällig aufgrund eines einzelnen 
Tätigkeitsmerkmales so sein, daß die Qualifikationsstufe allein 
mit Hilfe einer erfolgreichen Berufsausbildung und einer dement­
sprechenden Tätigkeit erreicht wird. Dies ändert aber nichts da­
ran, daß Grundlage für die Einstufung nicht die Zugehörigkeit zum 
Beruf, sondern die Erfüllung eines bestimmten konkreten Tätig- (

keitsmerkmals ist. Auf dieses Anspruchsmerkmal findet § 6 Abs. 2 
Satz 1 ArbPlSchG keine Anwendung.

c) § 6 Abs. 2 Satz 2 ArbPlSchG kann dem Kläger nicht weiterhel­
fen. Diese Vorschrift gilt nur für Arbeitnehmer, auf deren Ar­
beitsverhältnisse die Tarifverträge für den öffentlichen Dienst 
Anwendung finden.

d) Der Kläger hat damit keinen Anspruch aus dem BETV in Verbin­
dung mit § 6 Abs. 1 und 2 ArbPlSchG.

II. Die Klage ist gleichwohl dem Grunde nach erfolgreich. Der 
Kläger hat gegen die Beklagte für die Zeit ab dem 1. August 1992 
einen Anspruch auf eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen seinem tariflichen Arbeitsentgeltanspruch und dem An­
spruch, der ihm bei der Einstufung in die zweite Entgeltstufe zu­
stehen würde. Dieser Anspruch folgt aus einer entsprechenden An­
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Wendung des § 6 Abs. 4 Satz 2 ArbPlSchG in Verbindung mit § 9 
Abs. 2 BETV.

1. Der Anspruch wird von dem Klageziel erfaßt. Der Kläger macht 
einen bezifferten Zahlungsanspruch geltend, den er auf der Grund­
lage einer vierjährigen Tätigkeit in der Entgeltgruppe 6 berech­
net. Dieses Ziel ist über eine Einstufung nach § 9 Abs. 2 BETV, 
aber auch über einen Zulagenanspruch nach § 6 Abs. 4 Satz 2 
ArbPlSchG zu erreichen.

2. § 6 Abs. 4 ArbPlSchG findet allerdings keine unmittelbare 
Anwendung.

a) Die Vorschrift ist nach ihrem Wortlaut dann anwendbar, wenn 
die Einstufung in eine höhere Vergütungsgruppe davon abhängig 
ist, daß eine bestimmte Bewährungszeit zurückgelegt wurde. Das 
Gesetz greift hier auf den im Tarifrecht des öffentlichen Dien­
stes entwickelten Begriff der Bewährungszeit zurück, der inzwi­
schen auch in Entgelttarifverträgen der Privatwirtschaft verwen­
det wird. Als Bewährungszeiten gelten Beschäftigungszeiten, in 
denen der Arbeitnehmer sich den Anforderungen gewachsen gezeigt 
hat, die in der ihm übertragenen Tätigkeit aufgetreten sind (vgl. 
§ 23 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BAT). Für hieran anknüpfende Entgelt­
regelungen ordnet § 6 Abs. 4 Satz 1 ArbPlSchG zwar an, daß die 
Zeit des Grundwehrdienstes nicht auf die Bewährungszeit anzurech­
nen ist. Wurde die Höhergruppierung im Wege des Bewährungsauf­
stiegs aber durch den Grundwehrdienst verzögert, erhält der Ar­
beitnehmer für die Zeit, um die sich die Höhergruppierung verzö­
gert hat, eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages. Er wird
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also wirtschaftlich so gestellt, als habe er während des Grund­
wehrdienstes Bewährungszeit durchlaufen.

b) Im Unterschied dazu verlangt § 9 Abs. 2 BETV nicht, daß Be­
währungszeiten vor einer Höhergruppierung zurückgelegt werden 
müssen. Es geht zwar auch hier um die Einstufung in eine höhere 
Vergütungsgruppe. Der Begriff Vergütungsgruppe ist im Arbeits­
platzschutzgesetz nach Sinn und Zweck umfassend zu verstehen. Mit 
dem Begriff sind alle auf ein Arbeits^erhältnis einwirkenden Be­
stimmungen angesprochen, die Entgeltansprüche unterschiedlicher 
Höhe in einem gestuften System von der Erfüllung bestimmter Merk­
male abhängig machen. Hierzu gehören nicht nur Entgeltgruppen, 
sondern auch Entgeltstufen innerhalb einer Entgeltgruppe, wie sie 
§ 9 Abs. 2 BETV vorsieht.

§ 9 Abs. 2 BETV setzt aber für einen Aufstieg innerhalb der 
Entgeltstufen nicht bestimmte Zeiten der Bewährung voraus. Es 
kommt nicht darauf an, welche Leistungen der Arbeitnehmer er­
bracht hat. Die Bestimmung verlangt lediglich Tätigkeitszeiten in 
einer genau bezeichneten Qualifikationsstufe. Sie regelt damit 
einen Fall des bloßen Zeitaufstiegs, mit dem sich § 6 Abs. 4 
ArbPlSchG nach seinem Wortlaut nicht befaßt.

3. § 6 Abs. 4 ArbPlSchG findet auf Entgeltregelungen, die einen
Zeitaufstieg vorsehen, entsprechende Anwendung.

a) § 6 ArbPlSchG enthält nach dem erkennbaren Regelungsplan des 
Gesetzgebers, was die Behandlung des Zeitaufstiegs angeht, eine 
Lücke (vgl. Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft,
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6. Au fl., S. 372). Arbeitnehmer sollen im Arbeitsverhältnis je­
denfalls keine wirtschaftJ..ichen Nachteile daraus erleiden, daß 
sie mit dem Grundwehrdienst ihre staatsbürgerliche Pflicht er­
füllt haberi und deshalb die Berufstätigkeit unterbrechen mußten. 
Dabei regeln § 6 Abs. 2 und § 6 Abs. 4 ArbPlSchG Randbereiche 
möglicher Auswirkungen, die sich daraus ergeben können, daß der 
Grundwehrdienst während des Arbeitsverhältnisses abgeleistet 
wurde. Innerhalb des hierdurch umschriebenen Regelungsbereichs 
liegt die Problematik des Zeitaufstiegs.

§ 6 Abs. 2 ArbPlSchG bestimmt zunächst, daß der Grundwehr­
dienst einer Berufs- oder Betriebszugehörigkeit gleichgestellt 
werden muß. Diese Gleichsetzung ist bei arbeitsvertraglichen Re­
gelungen, die Rechtsfolgen allein daran anknüpfen, daß Berufs­
oder Betriebszugehörigkeitszeiten zurückgelegt wurden, nicht un­
angemessen. Werden Zeiten der Berufs- oder Betriebszugehörigkeit 
zurückgelegt, hat dies jedenfalls nicht ohne weiteres die Folge, 
daß der Wert der Arbeitskraft des einzelnen Arbeitnehmers steigt. 
Dazu kann es zwar kommen. Insbesondere bei einem Einsatz auf Ar­
beitsplätzen mit unterschiedlichen Anforderungen und Wertigkeiten 
kann aber nicht davon ausgegangen werden, daß zuvor geleistete 
Arbeiten die Qualität der jetzigen Aufgabenerfüllung beeinflus­
sen. Es verhält sich anders, wenn Ansprüche davon abhängen, daß 
Bewährungszeiten zurückgelegt wurden. Der Arbeitnehmer muß sich 
hier in Tätigkeiten einer bestimmten Qualifikationsstufe bewährt 
haben. Darauf aufbauende Ansprüche belohnen tendenziell die mit 
dem Erwerb von Erfahrungswissen regelmäßig einhergehende Steige­
rung des Arbeitswertes. Es widerspräche diesem Regelungsziel, 
sähe das Gesetz vor, Zeiten des Grundwehrdienstes auch auf Bewäh-
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rungszeiten anzurechnen. Dem trägt der Gesetzgeber in Satz 1 des 
im Jahre 1967 neu eingefügten § 6 Abs. 4 ArbPlSchG Rechnung. Im 
Hinblick darauf, daß der Arbeitnehmer den Grundwehrdienst im In­
teresse des Gemeinwohls abgeleistet hat, ordnet § 6 Abs. 4 Satz 2 
ArbPlSchG dann aber an, daß der Arbeitgeber den Arbeitnehmer 
wirtschaftlich ebenso stellen soll, als hätte er während des 
Grundwehrdienstes die Bewährungszeit erfolgreich zurückgelegt.

Die Regelungen in § 6 Abs. 2 und § 6 Abs. 4 ArbPlSchG lassen 
den willen des Gesetzgebers erkennen, die Belange der Arbeitneh­
mer, die während des Arbeitsverhältnisses ihren Grundwehrdienst 
abgeleistet haben, möglichst umfassend zu regeln. Solche Arbeit­
nehmer sollen im Arbeitsverhältnis zumindest ’wirtschaftlich so 
gestellt werden, als hätten sie während des Grundwehrdienstes in 
gleicher Weise und mit gleichem Erfolg wie während des vollzoge­
nen Arbeitsverhältnisses gearbeitet. Das Gesamtkonzept kommt atich 
in der amtlichen Begründung zum Ausdruck, die im Jahre 1967 für 
die Ergänzung des Arbeitsplatzschutzgesetzes um § 6 Abs. 4 
ArbPlSchG gegeben wurde (BT-Drucks. V/1397, S. 5 f.). Dort heißt 
es unter I. von der bis dahin geltenden Rechtslage ausgehend 
u. a. :

"Nicht ausdrücklich, geregelt ist, ob der Wehr­
dienst auf die Zeit anzurechnen ist, in der der 
Arbeitnehmer - nach der eigentlichen Ausbildung 
für den Beruf - Berufserfahrungen sammeln soll, 
um die Befähigung für eine höherwertige Tätigkeit 
zu erlangen. Bisher wurde die wehröienstzeit auf 
solche Zeiten nicht angerechnet. Die Nichtanrech­
nung des Wehrdienstes hat verschiedentlich zu 
Härten geführt, so vor allem in den Fällen, in 
denen Arbeitnehmer eine im Beruf weiterführende 
Prüfung - z. B. die Meistei'prüfung im Handwerk - 
ablegen wollen und hierzu eine mehrjährige Be­
rufstätigkeit nachweisen müssen.
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Ebenso wirkt sich für die Arbeitnehmer nachteilig 
aus, daß der Wehrdienst nicht auf solche Bewäh­
rungszeiten angerechnet wird, die zur Einstufung 
in eine höhere Lohn- oder Vergütungsgruppe erfor­
derlich sind.
Ähnliche Nachteile erlangen die jungen Beam­ten' ...
Diese Härten sollen durch den vorliegenden Ent­
wurf eines Änderungsgesetzes weitgehend beseitigt werden."

Gemessen am Konzept des Gesetzgebers enthält § 6 ArbPlSchG 
eine Lücke. Der Fall des Zeitaufstiegs wird nicht behandelt, ob­
wohl er innerhalb des gesetzlichen Regelungsbereiches liegt, der 
auf der einen Seite durch die Behandlung der Berufs- und Be­
triebszugehörigkeit und auf der anderen Seite durch die Regelung 
der Bewährungszeiten gebildet wird. Ausgehend vom Regelungszweck 
ist der Zeitaufstieg gegenüber dem Bewährungsaufstieg ein Weni­
ger. Seine Voraussetzungen, die Tätigkeit in der Qualifikations­
stufe während eines bestimmten Zeitraumes, muß zunächst erfüllt 
sein, bevor die weitere Voraussetzung des Bewährungsaufstiegs, 
die Bewährung des Arbeitnehmers in dieser Zeit, festzustellen ist 
(vgl. für den Bereich des BAT: Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese, 
BAT, Stand Februar 1994, § 23 a Erl. 4; Uttlinger/Breier/Kiefer/
Hoffmann, BAT, Stand 1. Januar 1994, § 23 a Erl. 2; Böhm/Spiertz/
Steinherr/Sponer, BAT, Stand 5?ai 1994, § 23 a Erl. 12). Wenn 
angesichts dessen ein Arbeit»ehmer, der seinen Grundwehrdienst 
abgeleistet hat, sogar dann, wenn Bewährungszeiten gefordert 
werden, wirtschaftlich so zu behandeln ist, als hätte er solche 
Zeiten auch während des Grundwehrdienstes zurückgelegt, muß dies 
erst recht für Rechtsfolgen gelten, für die nur ein Zeitaufstieg

- 16 -
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b) Die Regelungslücke in § 6 ArbPISchG ist durch eine entspre­
chende Anwendung des § 6 Abs. 4 Satz 2 und nicht des § 6 Abs. 2 
ArbPISchG zu schließen. Der Fall des Zeitaufstiegs liegt näher an 
dem des Bewährungsaufstiegs als an den Regelungen, die an die Be­
rufs- oder Betriebszugehörigkeit anknüpfen. Sieht eine Entgeltre­
gelung einen Zeitaufstieg vor, so soll damit regelmäßig der durch 
den Erwerb von Erfahrungswissen gesteigerte Arbeitswert entgolten 
werden (so für § 9 Abs. 2 BETV: Erläuterungen des Bundesarbeitge­
berverbandes Chemie zum Bundesentgelttarifvertrag, S. 42).

c) Der entsprechenden Anwendung des § 6 Abs. 4 ArbPISchG steht 
nicht entgegen, daß der Kläger nicht im öffentlichen Dienst tätig 
ist. § 6 Abs. 4 ArbPISchG ist keine Vorschrift, die nur für Ar­
beitnehmer im öffentlichen Dienst gilt. Sie kann auch in der Pri­
vatwirtschaft entsprechend angewendet werden. Auch Tarifverträge 
in der Privatwirtschaft kennen Regelungen über den Bewährungsauf­
stieg. Der Gesetzgeber hat nicht zum Ausdruck gebracht, daß § 6 
Abs. 4 ArbPISchG nur für die Fälle eines Bewährungsaufstiegs gel­
ten soll, die sich im Tarifrecht des öffentlichen Dienstes fin­
den. Dies wäre bei einem entsprechenden Regelungswillen zu erwar­
ten gewesen, zumal der Gesetzgeber in § 6 Abs. 2 ArbPISchG den 
Sonderbereich des öffentlichen Dienstes ausdrücklich angesprochen 
hat. Daß es in § 6 ArbPISchG insgesamt nicht um eine Sonderrege­
lung für den öffentlichen Dienst geht, zeigt auch die Gesetzesge­
schichte. Ursprünglich galt Abs. 2 Satz 2 dieser Vorschrift nur 
für Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst. Diese Einschränkung ist 
zusammen mit der Neuregelung des § 6 Abs. 4 ArbPISchG im Jahre 
1967 weggefallen. Seither wird in § 6 Abs. 2 Satz 2 ArbPISchG nur
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noch auf die Tarifverträge für den öffentlichen Dienst Bezug ge­
nommen. Wer diese Tarifverträge anwendet, ist nach dem ausdrück­
lichen willen des Gesetzgebers unerheblich (BT-Drucks. V/1397, 
Begründung II JMr. 4 a) .

d) Dem Anspruch des Klägers steht nicht entgegen, daß die Ta­
rifvertragsparteien einem. Arbeitnehmer wie dem Kläger den der 
zweiten Entgeltstufe entsprechenden höheren Lohn erst nach vier­
jähriger tatsächlicher Tätigkeit in der Entgeltgruppe 6 zuerken­
nen wollten. § 6 Abs. 4 Satz 2 ArbPlSchG ist zwingendes Recht.
Die Vorschrift steht nicht zur Disposition der Tarifvertragspar­
teien. Das Gesetz enthält keine Tariföffnungsklausel. Der überge­
ordneten Wertungen folgende soziale Schutzzweck des § 6 Abs. 4 
Satz 2 ArbPlSchG schließt es auch aus, hier von einer still­
schweigenden Ermächtigung an die Tarifvertragsparteien auszuge­
hen, abweichende Regelungen zu schaffen. Nach seinem Regelungs­
ziel hat § 6 Abs. 4 Satz 2 ArbPlSchG im Gegenteil gerade die Auf­
gabe , einem Arbeitnehmer nach abgeleistetem Grundwehrdienst wegen 
dieses Opfers für die Gemeinschaft einen Entgeltvorteil zuzuwen­
den, der ihm nach dem willen der Tarifvertragsparteien noch nicht 
zustehen sollte.

e) Die entsprechende Anwendung des § 6 Abs. 4 Satz 2 ArbPlSchG 
auf Fälle des Zeitaufstieges steht nicht im Widerspruch zur 
Rechtsprechung des vierten Senats des Bundesarbe.ltsgerichf s. in 
seinem Urteil vom 1. Juni 1988 (~ 4 AZR 30/88 - AP Nr. 7 zu § 1 
TVG Tarifverträge: Seniorität) hat sich der Vierte Senat mit die­
ser rechtlichen Möglichkeit nicht befaßt. In einem späteren Ur­
teil vom 30. Januar 1991 (- 4 AZR 324/90 -, n.v.) hat er die Vor-
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schrift wie der erkennende Senat auf eine ähnliche Fallgestaltung 
entsprechend angewendet.

III. Ein Teil des Anspruchs ist verfallen.

Der Kläger hat einen Anspruch auf Zulagen in der Höhe erwor­
ben, die sich bei einer vorzeitigen Einstufung in die zweite Ent­
geltstufe der Entgeltgvuppe 6 ergäbe. Dies macht, wie zwischen 
den Parteien unstreitig ist, rechnerisch einen Betrag von 
1.132,08 DM aus. Der Anspruch auf die Zulagen unterliegt jedoch 
den Verfallfristen des kraft beiderseitiger Tarifbindung gelten­
den Manteltarifvertrages für die chemische Industrie (MTV). Nach 
§ 17 Abs. 2 MTV müssen die Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis 
innerhalb einer Ausschlußfrist von drei Monaten nach Fälligkeit 
schriftlich geltend gemacht werden. Nach Ablauf dieser Frist ist 
eine Geltendmachung ausgeschlossen. Nach dieser Vorschrift sind 
alle Ansprüche auf eine Zulage bis einschließlich Oktober 1992 in 
Höhe eines Teilbetrages von 500,99 DM erloschen.

Der Kläger hat erstmals mit Schreiben vom 2. März 1993 ge­
genüber der Beklagten eine höhere Bezahlung wegen des absolvier­
ten Grundwehrdienstes verlangt. Zwischen den Parteien steht fest, 
daß die monatlichen Abrechnungen am 15. des jeweiligen Folgemo­
nats erfolgt sind. Damit hat der Kläger nur die Restlohnansprüche 
in Höhe von 631,09 DM, die seit dem Abrechnungsmonat November 
1992 angelaufen sind, rechtzeitig geltend gemacht. Hinsichtlich
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dieses Teilbetrages schuldet die Beklagte die geltend gemachte 
Verzinsung nach §§ 288, 291 ZPO.

Dr. Heither Griebeling Bepler

Furchtbar Martschin
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